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II A 2 — 22127 — 2038/62 


Bonn, den 19. Februar 1963 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Einführung der Fünf-Tage-Woche in der Bundesver- 
waltung 

Bezug: Beschluß des Deutschen Bundestages vom 29. Juni 1961 
— Umdruck 958, Drucksachen 1630, 2851 der 3. Wahl- 
periode, IV/913 — 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Beschluß der Bundesregie- 
rung vom 9. Januar 1963, mit dem die allgemeine Einführung 
der Fünf-Tage-Woche in der Bundesverwaltung als im gegen- 
wärtigen Zeitpunkt nicht tragbar bezeichnet worden ist, im 
wesentlichen auf folgenden Erwägungen beruht: 

Bei Einführung der Fünf-Tage-Woche würde sich die tägliche 
Arbeitszeit auf 9 Stunden verlängern. Zusammen mit der 
Mittagspause und den Zeiten für die Wege zum und vom 
Dienst ergäbe sich eine tägliche berufliche Inanspruchnahme 
von mehr als 10 Stunden, über eine tägliche Arbeitszeit von 
8V2 Stunden sollte nach Meinung der Bundesregierung schon 
aus arbeitsphysiologischen Gründen nicht hinausgegangen 
werden. Hinzu kommt, daß bei einer Arbeitszeit von mehr als 
8 Stunden gegen Ende der Arbeitszeit fast immer ein starker 
Ermüdungsanstieg und entsprechend verminderte Leistungen 
zu verzeichnen sind. Deshalb sind z. B. die Leistungsnormen in 
der Industrie grundsätzlich auf eine achtstündige Arbeitszeit 
abgestellt. Vor allem aber würde eine tägliche reine Arbeits- 
zeit von 9 Stunden von den Angehörigen des öffentlichen 
Dienstes bald als untragbar empfunden werden und in abseh- 
barer Zeit die Forderung nach Kürzung der Arbeitszeit zur 
Folge haben. Diese Befürchtung ist um so mehr begründet, als 
schon unter den gegenwärtigen Arbeitszeitbedingungen die 
Forderung nach Arbeitszeitverkürzung auch im öffentlichen 
Dienst teils schon erhoben, teils angekündigt worden ist. Die 
Länderregierungen haben, als sie vor kurzem die Fünf-Tage- 
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Woche in der Verwaltung einführten, diese Erfahrung bereits 
gemacht und der Sachlage in mehr oder weniger großem Um- 
fange Rechnung getragen, indem einige einen Teil der — auf 
die Arbeitszeit nicht anzurechnenden — Mittagspause, einige 
sogar die ganze Mittagspause unberücksichtigt lassen, was im 
Ergebnis eine Verkürzung der Arbeitszeit bedeutet. 

Eine allgemeine Verkürzung der wöchentlichen Arbeitszeit in 
der Bundesverwaltung wäre aber aus wirtschaftspolitischen 
Gründen zur Zeit nicht tragbar. Für fast die Hälfte aller Arbeit- 
nehmer gilt gegenwärtig noch eine tarifliche Wochenarbeitszeit 
von 45 Stunden. Der Bund würde mit einer allgemeinen Einfüh- 
rung der Fünf-Tage-Woche wegen der zwangsläufig damit ver- 
bundenen Arbeitszeitverkürzung einem großen Teil der Privat- 
wirtschaft vorauseilen und damit die tarifliche Arbeitszeit- 
bewegung forcieren. Bereits im Jahre 1962 hat sich gezeigt, 
daß die schon zugestandenen Arbeitszeitverkürzungen zusam- 
men mit den unmittelbaren Lohnerhöhungen der Wirtschaft 
starke zusätzliche Belastungen auferlegt haben, die geeignet 
sind, die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft zu 
gefährden. Die Bundesregierung konnte diese Auswirkungen 
der Einführung der Fünf-Tage-Woche bei ihrer Entschließung 
nicht unberücksichtigt lassen. 

Nicht übersehen wurde, daß die Einführung der Fünf-Tage- 
Woche der Abwanderung qualifizierter Arbeitskräfte aus der 
Bundesverwaltung entgegenwirken und die Gewinnung guter 
Kräfte erleichtern würde. Diesem Umstande konnte aber nach 
dem oben Gesagten entscheidende Bedeutung nicht beigemes- 
sen werden. Im übrigen würde die allgemeine Einführung der 
Fünf-Tage-Woche die Schwierigkeiten, die sich der Beschaffung 
der erforderlichen Zahl geeigneter Kräfte jetzt entgegenstellen, 
noch vergrößern, da die ihr folgende Arbeitszeitverkürzung 
einen Mehrbedarf an Arbeitskräften auslösen würde, der bei 
der gegenwärtigen Arbeitsmarktlage sicherlich nicht ganz ge- 
deckt werden könnte. Nicht unerwähnt bleiben darf, daß die 
erforderliche Vermehrung der Arbeitskräfte die Haushalte vor 
allem der großen Betriebsverwaltungen erheblich belasten 
würde. 

Die Bundesregierung wird die Entwicklung der Verhältnisse 
weiterhin beobachten und ihre Entschließung vom 9. Januar 
1963 überprüfen, sobald Anzeichen dafür vorliegen, daß die 
Erwägungen, von denen sie sich leiten ließ, nicht mehr gerecht- 
fertigt sind. 


Höcherl 



